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RESTART NACH CORONA 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Neustart der 
Wirtschaft 

Drei Säulen des Ber-
lin-Pakts: Entlastung – 
Förderung – Investiti-
onen. 

Alles, was die Wirt-
schaft hemmt, wer-
den wir auf den Prüf-
stand stellen. […] So 
werden wir den Berli-
ner Unternehmen 
einen Neustart er-
möglichen.  

Wir werden alle För-
derprogramme einem 
„Krisen-Check“ unter-
ziehen.  

Die besonders ge-
troffenen Unterneh-
men im Kongress- 
und Messegeschäft, 
der Gastronomie, der 
Hotellerie und des 
Einzelhandels werden 
wir durch ein stärke-
res Engagement bei 
visit Berlin und Berlin 
Partner unterstützen. 
(S. 37) 

Mit Wirtschaftshilfen 
auf Bundesebene 
dafür sorgen, dass die 
Berliner Unterneh-
men gut durch die 
Krise kommen, Ar-
beitsplätze sichern 
und neue Arbeitsplät-
ze schaffen (S. 83). 

Um die Folgen der 
Pandemie aufzufan-
gen, Start einer Kul-
turoffensive, die 
durch einen Sonder-
fonds Anschubfinan-
zierung geben kann … 
Hierfür sollen Pro-
gramme des Bundes 
und des Landes ge-
nutzt werden. (S. 24) 

Wegen der gewalti-
gen Auswirkungen 
der Corona-Krise sind 
zusätzliche konjunk-
turelle Impulse mit 
Ende der Pandemie 
erforderlich. Bei der 
Ausgestaltung ent-
sprechender staatli-
cher Konjunkturpro-
gramme sind soziale 
und ökologische Ziel-
stellungen zu berück-
sichtigen. 
(S.34) 

„Neustartinitiative“ 
im Kulturbereich 
(S.22) 

Krisenresilienz stär-
ken, Digitalisierung 
voranbringen und die 
Dekarbonisierung der 
Industrie zur Bekämp-
fung der Klimakrise 
vorantreiben (K-4) 

Ein klarer Stufenplan 
ist gefordert: Eine 
stufenweise Öffnung 
sobald eine Inzidenz 
erreicht ist, bei der 
die Nachverfolgung 
sichergestellt werden 
kann. 

Die IBB muss ihre 
Programmstruktur 
auf Krisenfestigkeit 
prüfen. Nötigenfalls 
sind Volumina zu 
erhöhen, und andere 
Förderzwecke zu kür-
zen. 

(Aktuelle Position der 
Partei, nicht im Wahl-
programm) 

Öffnungsstrategie für 
Handel, Hotellerie 
und Gastronomie 

In einem Förderpaket 
„Neustart“ Liquidi-
tätssicherung, Wachs-
tumsförderung und 
Digitalprämie bündeln 

Taskforce für umfas-
sende Nutzung der 
Bundesmittel aus 
Konjunkturprogramm 
und Zukunftspaket 

Öffentliche Investitio-
nen verstärken, 
Genehmigungspro-
zesse beschleunigen, 
Gesetze (u.a. zu Bau 
und Vergabe) verein-
fachen 

Keine neuen finanziel-
len und bürokrati-
schen Belastungen für 
die Unternehmen 
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WIRTSCHAFT UND INDUSTRIE 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Industriepolitik Industriepolitik ist die 

wichtigste Aufgabe 
eines Wirtschaftsse-
nators. 
 
Schwerpunkt Indust-
rie 4.0, dafür Ansied-
lung von Unterneh-
men und Forschungs-
einrichtungen aus 
dem Bereich Deep-
Tech massiv fördern. 
(S.41) 
 

Engere Verflechtung 
von moderner Indust-
rie mit anwendungs-
orientierter Wissen-
schaft und Forschung. 
(S. 56) 
 
Mit Berliner Realla-
bor-Strategie Innova-
tionsräume schaffen. 
(S. 57) 
 
Steuerungskreis In-
dustriepolitik und den 
Masterplan Industrie 
weiterentwickeln 
(S. 57) 

Stärkung der Berliner 
Industrie.  
 
Schaffung einer „Ber-
liner Industrie-
Holding“. Dafür sollen 
durch Landesbeteili-
gungen Mittel für die 
Grundfinanzierung 
und Liquiditätssiche-
rung von in die Krise 
geratenen Unter-
nehmen bereitgestellt 
werden. 
(S. 35) 
 

Wir setzen auf alter-
native Wirtschafts-
modelle, die Nachhal-
tigkeit und Gemein-
wohl in den Mittel-
punkt stellen. (S. 87) 
 
Industrie, Digitalisie-
rung, Dekarbonisie-
rung und emissions-
freie Produktion sol-
len zusammengeführt 
werden (S. 86) 
 
Die Berliner Wirt-
schaft wird zum 
Leuchtturm der 
Nachhaltigkeit (S. 86) 

Postulat für Techno-
logieoffenheit, Wett-
bewerb und ein Mi-
nimum an Bürokratie. 
 
Berlin als attraktiven 
Standort unter Fach-
kräften bekannt ma-
chen – dafür Einsatz 
eines individuellen 
und personenbezo-
genen Marketings. 
(S. 21) 

Berlin muss wichtiger 
Standort im digitalen 
Industriezeitalter 
werden. Deshalb digi-
tale Innovationen und 
die industrierelevante 
digitalen Technolo-
gien fördern (siehe 
Innovationspolitik) 
 
Ganzheitliche Indu-
striepolitik mit dem 
Ziel, Produktion in der 
der Stadt zu halten  
 
Industriefähiges 
Breitband und 5G 
flächendeckend aus-
bauen (siehe Digitali-
sierung) 
 

Innovations- 
politik 

Vernetzung von Wis-
senschaft, Forschung 
und Industrie mit 
dem Ausbau des Clus-
termanagements 
fördern; KI- und 
Quantenforschung 
ausbauen („Quanten-
Hauptstadt“) 
(S. 118) 

Innovations- und 
Clusterstrategie 
(innoBB 2025) mit 
Brandenburg aus-
bauen (S. 57) 

Bewährte Clusterstra-
tegie weiter fördern 
(S.41) 

Bei der Clusterstrate-
gie weiterhin den 
Fokus auf Mobilität, 
Energietechnik, Ge-
sundheits- und Digi-
talwirtschaft legen. 
(S. 86) 

Aufnahme eines 
Handlungsfeldes 
„Künstliche Intelli-
genz“ in die innoBB, 
um Berlin als KI-
Standort sichtbarer zu 
machen (S. 28) 
 

innoBB-Cluster auf 
die Märkte Energie, 
Mobilität und Ge-
sundheit fokussieren.  
 
Neues Digitalcluster 
mit Schwerpunkten 
IIoT, KI, VR/ AR, 3D-
Druck als Crosscluster 
etablieren 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Standortpolitik / 
Zukunftsorte 

Etablierung eines 
Future Health Cam-
pus im Berliner Zent-
rum für innovative 
Gesundheitslösungen 
(S. 21) 
 
Urban Tech Republic 
zu einer digitalen und 
nachhaltigen Mo-
dellstadt entwickeln 
(S. 72) 

Die Hotspots BER und 
TESLA mit den Zu-
kunftsorten (Adlers-
hof u. Schöneweide) 
zu einem „Innovati-
onskorridor“ entwi-
ckeln - Analog Sie-
mensstadt 2.0 und 
TXL – Urban Tech 
verknüpfen (S. 60) 

Einsatz der Förder-
mittel in die Clus-
terstrategie und in  
„Zukunftsorte“ wie 
den Flughafen Tegel 
sowie in den „Mas-
terplan Industrie“ 
(S.34) 
 

Die Förderung der elf 
Zukunftsorte Berlins 
soll weitergeführt 
werden (S. 83) 

Berlin als führenden 
Standort für IKT und 
Deep Tech (Big Data, 
Industrie 4.0, Telema-
tik, Internet der Dinge 
und Dienste) etablie-
ren (S. 28) 
 
 

Politische Begleitung 
des Projekts „Sie-
mensstadt² als Blau-
pause für moderne 
Wirtschaftspolitik 
  
Wissenschaftseinrich-
tungen an den Zu-
kunftsorten stärken. 
(z.B. kompletter HTW-
Umzug nach Ober-
schöneweide) 
 
Zukunftsorte und 
bestehende Indust-
riegebiete verknüpfen 
  

Vergabe / 
Mindestlohn 

Ein modernes Berliner 
Mittelstands- und 
Vergabegesetz be-
schließen und Verga-
ben an kleine und 
mittelständische Un-
ternehmen, Hand-
werksbetriebe und 
Unternehmen mit 
neuen Ideen „made in 
Berlin“ voranbringen 
(S. 35). 

Mindestvergütungen 
bei Vergaben von 
Aufträgen (S. 57).  
 
Kleinteiligere Verga-
ben für Soloselbstän-
dige (S. 58). 
 
Landesmindestlohn 
auf mindestens 13 
Euro anheben 
(S. 63). 
 

„Innovative Verga-
ben“ realisieren, bei 
der eine Problemstel-
lung statt einer Auf-
tragsleistung ausge-
schrieben wird (S. 35) 
 
Vergabemindestlohn 
von 12,50 Euro; 
Reduzierung der 
Vergabestellen in 
Berlin; Ausweitung 
ökologischer Verga-
bekriterien (S. 41) 
 

Durchsetzung des 
Landesmindestlohn 
(12,50 Euro) und der 
Einhaltung der Tarif-
treue in der Vergabe 
(S. 91) 

Berliner Landesverga-
begesetz abschaffen 
und künftig nur noch 
das Vergaberecht des 
Bundes anwenden 
(S. 23) 

Grundsätzlich: Lohn-
festsetzung ist Aufga-
be der Sozialpartner 
 
Auftragsvergabe muss 
mittelstandsfreundli-
cher werden: Wert-
grenzen anheben, 
vergabefremde Krite-
rien reduzieren 
  
„Innovationspartner-
schaft“ im Vergabe-
gesetz zur Innovati-
onsförderung nutzen 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Startup-
Wirtschaft 
 

Potenzial der Start-
Ups als Wachstums- 
und Innovationstrei-
ber stärker fördern. 
Über eine Innovation-
sagentur sollen Start-
Up- Unternehmen 
direkt bezuschussen 
und spezielle Inkuba-
toren lizensieren, die 
ihrerseits Start-Ups 
fördern und Wagnis-
kapital ausgeben 
(S. 35) 

Berliner Start-Up-
Agenda erneuern und 
Möglichkeiten der 
Wachstumsfinanzie-
rung mit IBB aus-
bauen (S. 57) 
 
Mit einem zentralen 
Fördernavigator und 
einem Chancen-Fonds 
den Zugang zu 
Fremdkapital erleich-
tern (S. 57) 
 

Digitalisierung der 
Wirtschaft mit Star-
tups voranbringen  
 
Berlin zu einer städti-
schen Innovations-
agentur nach Vorbild 
des „Digital Innovati-
on Office“ in 
Barcelona ausbauen 
(S. 35) 
 

Startups nutzen für 
das Leitmotiv „Berlin 
zum Leuchtturm der 
Nachhaltigkeit entwi-
ckeln“ (S. 88) 

Internationale Start-
up-Städtenetzwerk 
ausbauen (S. 27) 
 
Experimentierklau-
seln ermöglichen die 
vorbildhafte Erpro-
bung neuer Techno-
logien (S. 26) 
 
Wir werden das „Ber-
liner Startup Stipen-
dium“ weiterentwi-
ckeln (S.26) 
 
Wir werden die IBB 
Venture Fonds erhö-
hen (S. 26) 

Industry-Startup-
Netzwerk stärken 
 
Startups als Digitali-
sierungspartner in 
Verwaltung, Bildung 
und Gesundheit etab-
lieren – dafür Digital-
agentur Berlin stärken 
  
Startup-Aktivitäten 
der Hochschulen 
finanziell absichern 
 
Startup-Unit besser 
ausstatten 
  

Gewerbeflächen 
/ -mieten 

Gewerbeflächen: bei 
größeren Bauvorha-
ben einen angemes-
sen Flächenanteil für 
kleine und mittlere 
Unternehmen zu Ver-
fügung stellen.  
 
Einrichtung einer 
Clearingstelle für Ge-
werbeansiedlungen 
analog zum Clearing-
verfahren beim Bau 
von Wohnungen 
(S. 37) 

Vorhandene, noch 
nicht aktivierte 
Gewerbeflächen 
schnellstmöglich 
ertüchtigen – z.B. 
über Erbpachtverträ-
ge (S. 60) 
 
Neues Gewerbemiet-
recht, um Kleinge-
werbetreibende und 
soziale Einrichtungen 
besser gegen Kündi-
gung und Mieterhö-
hung zu schützen 
(S. 37) 

Die Bereitstellung 
bezahlbarer Gewer-
beflächen ist eine 
wichtige Grundlage 
für eine erfolgreiche 
Wirtschaftsförderung 
(S. 37) 
 
Die Partei setzt sich 
auf Bundesebene auf 
einen Gewerbemie-
tendeckel ein (S. 23) 
 
 
 

Den Flächenankauf 
weiter ausbauen, 
keine Umwidmung 
von Gewerbeflächen 
in Wohnflächen.  
 
Einführung einer Ge-
werbemietpreisbrem-
se. 
 
Landeseigene Gewer-
behöfe sollen entwi-
ckelt werden (S. 87) 

„Berliner Mischung“ 
aus Gewerbe, Woh-
nen und Kultur erhal-
ten. Die Ausweisung 
von Mischgebieten 
und die Nutzung der 
neu geschaffenen 
Möglichkeit zur Aus-
weisung „urbaner 
Gebiete“ ausweiten 
(S. 23) 

Umwandlungsverbot 
zur Sicherung von 
Gewerbeflächen 
 
Gewerbeflächenin-
formationssystem 
GeFIS öffentlich zu-
gänglich machen 
 
Anbindung von 
Gewerbegebieten 
verbessern; Beispiel 
Marienpark 
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FACHKRÄFTE, BESCHÄFTIGUNG UND AUSBILDUNG 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Arbeit 4.0 /  
Beschäftigung 
im Wandel 

Wir setzen uns dafür 
ein, dass Gelder für 
die Weiterbildung der 
Beschäftigten in Un-
ternehmen zurückge-
stellt werden. 1.000 
Euro pro Mitarbeiter 
im Jahr sollen steuer-
frei gesichert werden. 
Diese dürfen aus-
schließlich für die 
Anpassung auf die 
Digitalisierung ver-
wendet werden. Aus-
gaben für berufliche 
Weiterbildung von 
Privatpersonen steu-
erlich fördern 
(S. 42) 
 
Wir wollen eine 
„Transformations-
Agentur“ in der Bun-
desagentur für Arbeit, 
die die Transformati-
on von Berufen analy-
siert und geeignete 
und Weiterbildungs-
maßnahmen für ein-
zelne Berufsgruppen 
findet. (S. 42) 
 

Task-Force „Arbeit 
und Ausbildung“. 
Senat, Gewerkschaf-
ten, Kammern, 
Betriebe und Verbän-
de sollen erarbeiten, 
wie kurzfristig Aus- 
und Weiterbildungs-
kapazitäten geschaf-
fen werden können 
(S. 62) 
 
Präventive Arbeits-
marktpolitik soll Men-
schen gezielt fördern, 
die ihre Branche 
wechseln und den 
Wunsch haben einen 
Engpassberuf zu er-
lernen (S. 62) 
 

Wegen der Digitalisie-
rung soll eine staatli-
che Jobgarantie ge-
prüft werden (S. 42). 
Gesetzliche Rahmen-
bedingungen und 
Angebote für berufs-
begleitende Qualifi-
zierungsmaßnahmen 
sollen verbessert 
werden (S. 44) 

Digitale berufsbezo-
gene Kompetenzen 
müssen an allen 
Lernorten übergrei-
fend gefördert wer-
den (S. 112) 

Die Digitalisierung 
ändert unser Leben 
und Arbeiten. (…) Mit 
einem Weiterbil-
dungsgesetz wollen 
wir einen einheitli-
chen Rahmen für 
Weiterbildung in Ber-
lin schaffen. (S. 18) 

Strukturwandel durch 
innovative Bildungs-
angebote und Qualifi-
zierungen in der Digi-
talisierung unterstüt-
zen 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Mobiles 
Arbeiten 

Wir wollen mehr Fle-
xibilität bei den vor-
handenen Arbeits-
zeitmodellen schaf-
fen, verbindliche Re-
gelungen für mobiles 
Arbeiten und die Ein-
richtung von Home-
Office schaffen (…). 
(S. 102) 
Damit die Einkom-
mens-Lücke zwischen 
Frauen und Männern 
endlich geschlossen 
wird, unterstützen wir 
die Einführung von 
Familienarbeitszeit, 
flexiblen Arbeitszei-
ten, digitalem Arbei-
ten und innovative 
Modelle von Job-
Sharing. (S. 102) 

Dialog „Neue Arbeit“ 
(mobile Arbeit) mit 
dem Landesamt für 
Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, den Un-
fall-, Kranken- und 
Rentenversicherun-
gen und den Gewerk-
schaften, mit dem Ziel 
einer Beratungs- und 
Unterstützungsstruk-
tur für die Betriebs-
parteien. (S. 63) 

Wir wollen, dass aus 
den Erfahrungen mit 
der Corona-Pandemie 
auch im öffentlichen 
Dienst die richtigen 
Lehren gezogen wer-
den: Es braucht noch 
mehr differenzierte 
Arbeitszeitmodelle, 
noch mehr Möglich-
keiten für mobiles 
Arbeiten und noch 
flexiblere Modelle für 
die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. 
(S. 74) 

Künftig wollen wir 
mobiles Arbeiten [in 
der Verwaltung] zur 
Standard-Option ma-
chen (S. 180) 

Erleichterung von 
Homeoffice und die 
Entzerrung von Ar-
beitszeiten (S. 42) 
 
Die Schaffung von 
Homeoffice-
Alternativen für klas-
sische Bürotätigkeiten 
muss vorangetrieben 
werden: Homeoffice-
Check für jede neu 
geschaffene Stelle in 
Ämtern. 
(S. 89) 

Die Begrifflichkeiten 
Homeoffice und mo-
bile Arbeit werden 
synonym genutzt, 
sind rechtlich aber zu 
unterscheiden. 
 
Der Ausbau der mobi-
len Arbeit ist richtig 
und sinnvoll. 
Der dafür notwendige 
Rechtsrahmen ist 
vorhanden, weitere 
Regelungen nicht 
zielgerecht. 

Attraktivität für 
Arbeitnehmer 

Wir setzen uns dafür 
ein, dass Einwande-
rungsverfahren für 
hochqualifizierte 
Fachkräfte deutlich 
schneller und so un-
bürokratisch wie 
möglich durchgeführt 
und abgeschlossen 
werden. (S. 42) 
 
 

Wir arbeiten dafür (…) 
Unternehmer:innen 
sowie Investor:innen 
gute Voraussetzungen 
zu bieten, Betriebe zu 
gründen und mit ih-
ren Unternehmen zu 
wachsen, damit gute, 
attraktive Arbeitsplät-
ze erhalten und neue 
geschaffen werden 
können. (S. 10) 

Wenn die Vorteile für 
die bestehenden In-
dustrieunternehmen 
der Stadt nutzbar 
gemacht werden, 
kann eine moderne 
und zukunftsfähige 
Industrielandschaft 
mit attraktiven Ar-
beitsplätzen entste-
hen. (S. 34). 
 

Berufliche und private 
Attraktivität der Stadt 
fördern, internationa-
len Zuzug stärken. 
„BIS“ unterstützen –
(S. 85f) 

Berlin braucht Fach-
kräfte und muss des-
halb ein attraktiver 
Standort werden. Die 
Herkunft von Fach-
kräften spielt für uns 
keine Rolle, sondern 
nur ihr Talent und 
ihre Fähigkeiten. Wir 
werden den Berliner 
Business Immigration 
Service kundenorien-

Berlin muss als Stadt 
zum Wohnen und 
Leben interessant 
bleiben. 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Wir streben an, (…) 
eine neue Ära der 
Werkswohnungen 
einzuleiten. (…) Auch 
für Beschäftigte des 
Landes und seiner 
Unternehmen werden 
wir Werkswohnungen 
errichten. (S. 62) 

Die ökologische 
Transformation muss 
dabei so ausgestaltet 
werden, dass dafür 
nicht die Beschäftig-
ten mit dem Verlust 
ihres Arbeitsplatzes 
bezahlen müssen und 
neue attraktive Ar-
beitsplätze entstehen. 
(S. 34) 

tiert ausbauen und 
die Leistungserbrin-
gung beschleunigen, 
damit ausländische 
Fachkräfte gut in Ber-
lin ankommen. (S. 20) 
  

Duale 
Ausbildung 

Jugendliche, denen 
der Übergang von der 
Schule in die Ausbil-
dung nicht gelingt, 
sollen eine überbe-
triebliche Ausbildung 
(ÜBA) beginnen, in 
deren Verlauf ein 
Wechsel in eine regu-
läre berufliche Aus-
bildung angestrebt 
wird. (S. 18)  
Wir werden ein Berli-
ner Institut für Beruf-
liche Bildung (B.I.B.B.) 
einrichten das Pla-
nung, Entwicklung 
sowie das Marketing 
für die berufliche 
Bildung gemeinsam 
mit der Berliner Wirt-
schaft unter einem 
Dach bündelt. (S. 19) 

Branchen, die vom 
Nachwuchskräfte-
mangel betroffen 
sind, unterstützen wir 
durch eine Ausbil-
dungsplatzumlage zur 
Sicherung der Ausbil-
dung des Fachkräf-
tenachwuchses. 
(S. 52). 
Um die Übergänge 
auch nach dem Ver-
lassen der Allgemein-
bildung zu stärken, 
prüfen wir die Einfüh-
rung des 11. Schuljah-
res (S. 52). 
Wir wollen mit einer 
Ausbildungsplatzga-
rantie für alle jungen 
Menschen in Berlin 
eine Ausbildung er-
möglichen (S. 52) 

Verbundausbildung 
stärken (S. 43).  
Junge Menschen, die 
kein Studium auf-
nehmen wollen, sol-
len ein Angebot für 
einen Ausbildungs-
platz erhalten (Aus-
bildungsgarantie) 
(S. 95). 

Der Kernbereich der 
beruflichen Bildung 
ist die duale Ausbil-
dung. Ihre Bedeutung 
soll auch an den 
Oberstufenzentren 
wieder gestärkt wer-
den. (S. 110) 

Wir wollen mehr jun-
ge Menschen zur 
Ausbildungsreife be-
gleiten. Deshalb set-
zen wir uns für ein 
Berliner Bündnis für 
die Ausbildung ein, 
damit möglichst viele 
junge Menschen die 
Voraussetzungen 
erfüllen, eine Ausbil-
dung beginnen und 
abschließen. (S. 14f) 

Modernisierung der 
dualen Ausbildung. 
 
Eine Umlage ist als 
Branchenlösung nur 
akzeptabel, wenn sie 
auf Wunsch der je-
weiligen Tarifpartner 
eingeführt wird. 
 
Ein 11. Pflichtschul-
jahr verlagert Ver-
säumnisse aus der 
Regelschulzeit in die 
OSZ.  
Rein rechnerisch be-
steht eine Ausbil-
dungsplatzgarantie. 
Nötig sind geeignete 
Brückenangebote für 
„Altbewerber“ mit 
schlechteren Voraus-
setzungen. 
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BILDUNG 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Schulqualität Jedes Kind hat unter-

schiedliche Begabun-
gen und Fähigkeiten. 
Deswegen muss es 
unterschiedliche 
Lernangebote und 
Schulformen geben, 
damit alle Schülerin-
nen und Schüler ent-
sprechend ihrer Stär-
ken und Fähigkeiten 
bestmöglich gefördert 
werden. (S. 8) 

Chancengerechtigkeit 
ist für uns das zentra-
le Ziel einschließlich 
einer bedarfsgerech-
ten Ressourcen-
steuerung. (S. 42) 

Ausreichend und gut 
qualifizierte Fachkräf-
te sind die zentrale 
Grundlage für ein ge-
rechtes und zukunfts-
fähiges Bildungssys-
tem, das allen Kin-
dern und Jugendli-
chen die besten Ent-
wicklungschancen 
sichert. (S. 89) 

Alle Berliner Schulen 
brauchen ausreichend 
und gut ausgebildetes 
Personal, eine stär-
kende Lernkultur und 
natürlich gute Bedin-
gungen – das gilt für 
Gebäude ebenso wie 
für gutes Essen am 
Mittag, eine Vernet-
zung in den Kiez und 
digitales Lernen. 
(S. 101) 
 
 

Wir wollen die besten 
Schulen Deutschlands 
– moderne Schulen, 
die ihre Schülerinnen 
und Schüler zu ver-
antwortungsvollen 
und freien Bürgerin-
nen und Bürgern 
entwickeln und sie 
auf die Herausforde-
rungen von morgen 
vorbereiten. (S. 8)  

Qualifikationen der 
Schulabgänger in 
Kernfächern und in 
Sozialkompetenzen 
verbessern. Regelmä-
ßige Lernstandserhe-
bungen, klare Kosten- 
Nutzen-Analysen bei 
Bildungsprojekten, 
professionellere 
Schulleitungen und 
ein System aus Eigen-
verantwortung und 
Unterstützung für die 
Schulen. 

Digitale Bildung Alle Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehr-
kräfte müssen ent-
weder ein eigenes 
digitales Endgerät 
besitzen oder ein 
Leihgerät erhalten...  
Wir werden eine ein-
heitliche Berliner 
Schulcloud für alle 
Schulen in Berlin be-
reitstellen, die virtuel-
les Lehren und Lernen 
ermöglicht.  
 
 
 

Weiterentwicklung 
des Digitalpakts Schu-
le ein, um für alle 
Schülerinnen und 
Schüler eine gute und 
gleichwertige Ausstat-
tung mit mobilen 
Endgeräten zu errei-
chen (S. 46).  

Digitale Bildung dient 
der Förderung ver-
netzten Denkens und 
dem Erlernen moder-
ner Kulturtechniken. 
Wir wollen die Rolle 
von Digitalkompeten-
zen (...) für Päda-
gog:innen, Erzie-
her:innen und Kolle-
gien stärken. (S. 95)  

Digitales Lernen … 
müsste längst Alltag 
sein! Deshalb wollen 
wir nach der Pande-
mie die Krise als An-
lass nutzen, den digi-
talen Kulturwandel 
auch an Berliner 
Schulen so umzuset-
zen, dass er auch 
einen pädagogischen 
Nutzen bringt. 
(S. 113) 
 

Wir wollen die digita-
le Transformation der 
Wissensvermittlung 
im Berliner Schulwe-
sen einleiten, um in 
Zukunft ein qualitativ 
hochwertiges Lehren 
und Lernen unabhän-
gig von Ort und Zeit 
zu ermöglichen. 
(S. 8) 

Bundesmittel des 
Digitalpakts endlich 
umfassend nutzen: 
Dabei z.B. für Infra-
strukturkonzepte 
Unternehmens-Know-
How einbinden. 
Ganzheitliche Digitali-
sierungsstrategie von 
Infrastruktur, Soft-
ware, Lehrformate 
und Weiterbildung. 
Aus- und Weiterbil-
dung der Lehrkräfte in 
School of Digital Edu-
cation bündeln. 
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Wir werden virtuelles 
Lehren und Lernen 
zum festen Bestand-
teil der universitären 
445 Ausbildung von 
Lehrkräften machen 
(S. 17) 

Berufsorientie-
rung 

Wir werden Ausbil-
dungsinhalte frühzei-
tig in den Schulen 
thematisieren und in 
den Stundenplan 
integrieren. Schüle-
rinnen und Schüler 
sollen sich nicht erst 
in den Jahrgängen 9 
und 10 mit ihrer Be-
rufswahl beschäfti-
gen. Jugendliche sol-
len außerdem ver-
bindlich in der Be-
rufsorientierung be-
gleitet werden. (S. 10) 

Die Teams zur Berufs- 
und Studienorientie-
rung (BSO-Teams) in 
den Schulen sollen 
auch digital weiter 
ausgebaut und Pro-
jekte in Kooperation 
zwischen Schule und 
Wirtschaft nachhaltig 
gestärkt werden. 
(S. 52) 

Wir wollen, dass je-
de:r Schüler:in die 
Schule mit einer Per-
spektive für eine be-
rufliche oder akade-
mische Ausbildung 
verlässt. (S. 88)  

Kein*e Jugendliche*r 
soll mehr ohne An-
schlussperspektive 
die Schule verlassen. 
Wir setzen uns des-
halb für ein elftes 
Pflichtschuljahr für 
Schüler*innen ein, die 
noch keine An-
schlussperspektive 
haben. (S. 113) 

Wir setzen uns für 
einen flächendecken-
den Werkunterricht … 
und eine insgesamt 
verbesserte Berufs-
orientierung an all-
gemeinbildenden 
Schulen ein. Letzteres 
wollen wir beispiels-
weise durch soge-
nannte Botschafter 
erreichen. (S. 13)  
 

In den Schulen muss 
die Berufswelt ver-
bindlicher, praxisnä-
her und frühzeitig 
thematisiert werden. 
Die JBA muss Schul-
abgänger bedarfsge-
recht beraten und im 
Vermittlungsprozess 
unterstützen. An die-
sen Zielen muss die 
JBA gemessen wer-
den. 

 
  



11 
 

DIGITALISIERUNG UND VERWALTUNG 
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Organisation der 
Digitalisierung 
im Senat 

Einführung einer ei-
genen Senatsverwal-
tung für Personal und 
Digitalisierung, um 
diese wichtigen Zu-
kunftsthemen aus 
einer Hand und mit 
gebündelter Zustän-
digkeit entschlossen 
voranzutreiben. 
(S. 78) 

Zukünftig soll in jeder 
Behörde eine „Stab-
stelle Digitalisierung“ 
eingerichtet werden 
(S. 69) 
 
 

Die Digitalisierung der 
Berliner Verwaltung 
umsetzen. Das um-
fasst die Migration zu 
einer zentralen Admi-
nistration, verbesser-
te Homeoffice-
Fähigkeiten und die 
Datensicherheit ge-
nauso wie eine elekt-
ronische Aktenfüh-
rung und medien-
bruchfreie, komplett 
digitale Geschäftspro-
zesse. (S. 74) 

Statt Verantwortung 
über mehrere Senats-
verwaltungen, eine 
zentrale Steuerungs-
struktur mit Mandat, 
Ressourcen und Bud-
gets (S. 120). 
 
In den Bereichen O-
pen Source-Coding 
und IT-Beratung eige-
ne zentrale Kompe-
tenzen des Landes 
Berlin aufbauen 
(S. 119). 

IT-Staatssekretär 
(CIO) stärken. Der 
Aufgaben- und Funk-
tionsbereich soll aus-
gebaut werden, und 
die Funktion soll von 
zentraler Stelle in alle 
Hauptverwaltungen 
hineinwirken.  
 
Digitalisierungs- und 
Datenstrategie for-
ciert das E-
Government, die E-
Justice und die Digita-
lisierung der Berliner 
Schulen (S. 86). 
 

Digitalstrategie für 
Berlin entwickeln. 
 
Senator/in für Digita-
lisierung (in der Se-
natskanzlei) muss den 
Digitalisierungspro-
zess ressortübergrei-
fenden steuern:  
Begrenzung des Res-
sortprinzips sowie 
zentrale Veranschla-
gung von Digitalisie-
rungsbudgets und  
-personal: Ressourcen 
werden den 
Senatsverwaltungen 
zur eigenverantwort-
lichen Fremdbewirt-
schaftung zugewie-
sen. 
  

Digitale Infra-
struktur  
 

Durch zügige Digitali-
sierung die Berliner 
Verwaltung grundle-
gend erneuern. Hier-
zu sind alle Verwal-
tungsebenen der 
Stadt einzubeziehen.  
 
 
Hierfür ist der Neu- 

Wir werden uns in 
Bund und Land für 
eine Gigabit-Strate-
gie einsetzen.  
Auch den Zugang zur 
5G Infrastruktur 
und kommenden 
Netztechnologien 
vorantreiben.  
Wir werden die Grün-

Infrastruktur, die für 
eine zukunftsfähige 
Verkehrswende, Um-
weltschutz und die 
Effizienz in der Stadt-
verwaltung benötigt 
wird, in offenen Stan-
dards (z. B. LoRa-
WAN) entwickeln. 

Wir wollen dem Ziel 
„Glasfaser-Haupt-
stadt“ näherkommen. 
Wir prüfen, ob mit 
einem landeseigenen 
Unternehmen der 
Ausbau des Glasfa-
sernetzes schneller 
vorankommen kann. 

Wir werden zusam-
men mit der Wirt-
schaft den Glasfaser-
ausbau in Berlin 
beschleunigen und 
für eine zeitgemäße 
digitale Infrastruktur 
in allen Teilen der 
Stadt sorgen. 
Wir setzen uns für 

Flächendeckende 
Glasfaser-Anschlüsse  
 
Für den unterneh-
mensrelevanten 
Netzausbau ist ein 
Strukturplan „Indust-
rie-Breitband“ not-
wendig, der Glasfa-
ser- und 5G-Netze für 
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und Aufbau einer 
modernen IT-
Infrastruktur genauso 
notwendig, wie die 
Ausstattung der Ver-
waltung mit zeitge-
mäßer Hardware und 
mobilen Endgeräten 
(S. 79) 

dung eines Berliner 
Infrastrukturbetriebes 
zum Ausbau und Be-
trieb von modernen 
Infrastruktur-Netzen 
prüfen (S. 69) 

eine flächendeckende 
Versorgung mit 5G-
Mobilfunk ein. (S. 91) 
 
Wir wollen uns im 
Bund für die Einfüh-
rung eines günstigen 
Universaldiensts mit 
mindestens 25 MBit/s 
Bandbreite einsetzen. 
(S. 91) 
 

wirtschaftliche und 
industrielle Anwen-
dungen umfasst. 
 
Ob ein landeseigenes 
Unternehmen das 
Netz schneller aus-
baut, muss - ange-
sichts der schleppen-
den Digitalisierung 
der Verwaltung durch 
das landeseigene ITDZ 
- bezweifelt werden.  
  

Digitale Verwal-
tung / ITDZ 
 

Einrichtung einer 
zentralen Servicestel-
le für IT-Fragen mit 
angemessener Perso-
nalausstattung am IT-
Dienstleistungszent-
rum Berlin (ITDZ). 
(S. 17) 

Wir wollen wir ver-
stärkt in die IT-
Infrastruktur, IT-
Ausstattung und in 
moderne digitale 
Anwendungen und 
Kollaborationstools 
investieren, insbe-
sondere in den 12 
Bezirken. 
 
Dabei werden alle IT-
Vorhaben standardi-
siert, nutzerfreund-
lich, datenschutzge-
recht und barrierefrei 
gestaltet (S. 67) 
 
 

Die Vereinheitlichung 
der Administration, 
die Modernisierung 
und die Home-Office-
Fähigkeit der Behör-
den muss vorange-
trieben werden.   
 
Das ITDZ nimmt hier-
bei eine Schlüsselrolle 
ein, für die es perso-
nell ausgestattet und 
finanziert sein muss. 
(S. 107) 
 
 
 
 
 

Mit zentralem Ma-
nagement der Hard-
ware- und Softwa-
restrukturen … schaf-
fen wir den richtigen 
Mix aus solider Struk-
tur, einheitlichem 
Sicherheitsniveau und 
flexiblem Eingehen 
auf besondere Be-
dürfnisse. (S. 119) 
 

Alle Behördengänge 
sollen rund um die 
Uhr digital […] in ei-
nem einheitlichen 
„digitales Rathaus“ 
erledigt werden kön-
nen. (S. 86) 
Wir wollen die Zu-
sammenarbeit […] mit 
den öffentlichen 
IT-Dienstleistern der 
Länder und des Bun-
des stärken und die 
Monopolstellung des 
ITDZ reduzieren. Ziel 
muss es sein, die 
bundesweit bestmög-
lichen Lösungen zu 
beschaffen. (S. 87) 
 

Digitalisierungsoffen-
sive der Verwaltung 
mit abgestimmten 
Hardware- und Soft-
warekonzepten,  
medienbruchfreier 
Kommunikation 
in allen Haupt- und 
Bezirksverwaltungen 
und einem digitalen 
Kulturwandel. 
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Online-Dienste 
für alle Bürger 

Einrichtung eines 
zentralen Bürgeram-
tes mit digital vom 
Endgerät abrufbaren 
Dienstleistungen. 
Ausbau der Möglich-
keiten von Online-
Anträgen über das 
Service-Portal Berlin. 
(S. 76) 

Für die wichtigsten 
Verwaltungsleistun-
gen Online-
Anwendungen anbie-
ten, nach dem „Le-
benslagen-Prinzip“ 
(S. 66) 
 
In Ergänzung zu den 
Bürgerämtern ämter-
übergreifende Kiezbü-
ros oder mobile Bür-
gerämter einrichten 
(S. 65) 
 

Unser Ziel ist es, dass 
die Bürger:innen bar-
rierefrei, bedienungs-
freundlich und direkt 
mit den Ämtern 
kommunizieren kön-
nen, ob digital oder 
vor Ort.  
 
Der Einsatz von KI-
Systemen sollte auch 
behördenintern er-
möglicht werden … 
(S. 74) 
 

Für Online-Service: 
Bis 2026 sollen alle 
öffentlichen Gebäude 
ans Glasfasernetz 
angeschlossen wer-
den; Prüfung, inwie-
weit ein landeseige-
nes Unternehmen 
den Ausbau des Glas-
fasernetzes schneller 
meistert (S. 180) 
 

E-Government-Gesetz 
des Landes Berlin 
reformieren und es 
besser auf die Ver-
einbarungen beim 
Onlinezugangsgesetz 
(OZG) ausrichten. Ziel 
muss es sein, bis Ende 
2022 die medien-
bruchfreie und in-
teroperable Digitali-
sierung aller Dienst-
leistungen einzuleiten 
(S. 85) 
 

Onlinezugangsgesetz 
fordert die vollständi-
ge Digitalisierung aller 
Dienste bis Ende 
2022. Berlin wird 
dieses Ziel nicht errei-
chen. Taskforce, um 
Prozess zu beschleu-
nigen.  
 
Neben dem digitalen 
Bürgerkonto digitales 
Unternehmenskonto 
entwickeln 
 

Open Data Auf Basis eines Open-
Data-Angebots neue 
digitale Angebote für 
die Akteure der 
Stadtentwicklung 
entwickeln (S. 72) 

Künftig sollen alle 
wichtigen Daten auf 
einem Berliner Trans-
parenzportal für alle 
frei einsehbar zur 
Verfügung stehen  
(S. 66) 
 

Die Daten der öffent-
lichen Verwaltung 
müssen […] in offenen 
Formaten veröffent-
licht werden. 
Für das Business-to-
Government-(B2G)-
Data-Sharing müssen 
Kommunikations-
standards geschaffen 
werden.  
Die Vereinnahmung 
des digitalen Berlins 
durch Konzerne mit 
nutzerdatengetriebe-
nen Geschäftsmodel-
len soll gebremst 
werden. (S. 104) 

Open-Data-Strategie 
muss von den Verwal-
tungen noch mit 
mehr Leben gefüllt 
werden (S. 121) 

Open Data: In offenen 
Programmierschnitt-
stellen (APIs) sollen 
Daten in Echtzeit in 
maschinenlesbarer 
Form und über Da-
teiformate zur öffent-
lichen, kostenfreien 
Nutzung bereitgestellt 
werden (88). 
 
Mit Open Data und 
vernetzten Sensoren 
im öffentlichen Raum 
soll die Lebensquali-
tät und Service ge-
steigert werden 
(S. 21) 
 

Um die Entwicklung 
digitaler Geschäfts-
modelle auf Basis 
offener Daten zu be-
schleunigen, sollte die 
nächste Ausbaustufe 
der Open‐Data‐
Strategie dem Grund-
satz „Openness‐by‐
Default“ folgen: Die 
Behörden stellen die 
vorhandenen Daten 
standardmäßig ins 
Netz. Nur personen-
bezogene oder si-
cherheitsrelevante 
Daten werden einge-
schränkt. 
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BAUEN UND WOHNEN / SMART CITY 
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Mietenpolitik Zentrales Ziel der 

Wohnungspolitik ist 
der Bau von mindes-
tens 300.000 neuen 
Wohnungen bis 2035. 
 …  
Weil wir dieses Ziel 
nur mit allen Akteu-
ren der Wohnungspo-
litik erreichen wer-
den, setzen wir auf 
ein Bündnis für be-
zahlbares Bauen und 
Wohnen in Berlin. 
(S. 59) 

SPD Berlin bedauert 
das Urteil des Bun-
desverfassungsge-
richts zum Mietende-
ckel-Gesetz (S. 35). 
Wichtigstes Ziel ist es 
nun, soziale Härten 
infolge der Nachfor-
derung von Mietzah-
lungen zu vermeiden 
(S. 36) 
 
Bei den städtischen 
Wohnungsbaugesell-
schaften:  Kurs einer 
sozialen Mietgestal-
tung konsequent fort-
setzen (S. 36) 
 

Ziel ist ein bundes-
weiter Mietendeckel 
oder eine Länderöff-
nungsklausel, die es 
den Ländern erlaubt, 
Mietpreise zu deckeln 
und zu regulieren. 
(S. 6) 

Nachdem klar ist, 
dass Berlin nicht die 
Zuständigkeit für ei-
nen Mietendeckel 
hatte, soll alles getan 
werden, um Mieten-
de zu schützen. Berlin 
soll gemeinwohlori-
entiert und nachhaltig 
umgebaut werden 
(S. 48) 
 

Der Berliner Sonder-
weg des „Mietende-
ckels“ ist ein Irrweg. 
Er schafft keinen zu-
sätzlichen Wohn-
raum, sondern ver-
knappt diesen und 
bremst Investitionen 
(S. 32) 

Bündnis für mehr 
Wohnungsbau ein-
richten – mit allen 
Beteiligten (u.a. Poli-
tik, Verwaltung, öf-
fentlichen und priva-
ten Wohnungsbauun-
ternehmen)  

Enteignungen 
von Immobi-
lienunterneh-
men 

Ablehnung der im 
Volksbegehren gefor-
derte Massen-
Enteignung von Woh-
nungen. Ein Enteig-
nungs-Gesetz wird es 
mit uns nicht geben. 
(S. 63) 

Keine Befürwortung 
von Enteignungen, 
aber auch kein ein-
deutiges Dementi. 
 
Franziska Giffey: „Ich 
halte Enteignungen 
nicht für das richtige 
Mittel“ (Interview in 
der Berliner Morgen-
post, 27. Mai 2021). 

Unterstützung des 
Volksbegehrens 
„Deutsche Wohnen 
und Co enteignen“ 
(S. 12) 

Unterstützung des 
Volksentscheids 
„Deutsche Wohnen“ 
enteignen (S. 49) 
 
„Masterplan 50 Pro-
zent Gemeinwohl“: In 
30 Jahren, 50 Prozent 
aller Berliner Woh-
nungen in gemein-
wohlorientierter 
Hand (S. 50) 

Enteignungen sind ein 
Verstoß gegen das GG 
und zugleich ein un-
annehmbarer Eingriff 
in die soziale Markt-
wirtschaft. Zudem 
sind sie keine Lösung 
für das Berliner Woh-
nungsproblem und 
eine enorme Belas-
tung für den Landes-
haushalt (S. 47) 
 

Enteignungen versto-
ßen gegen Artikel 14 
Abs. 1 Grundgesetz  
 
Enteignungen schaf-
fen keinen neuen 
Wohnraum  
 
Enteignungsdebatte 
schadet dem Wirt-
schaftsstandort (siehe 
auch Standortpolitik) 
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Wohnungsbau Aufbau des Bündnis-

ses für bezahlbares 
Bauen und Wohnen 
mit allen Akteuren 
der Wohnungsbaupo-
litik in Berlin. (S. 59)  
 
Beschleunigung von 
Planen und Bauen 
durch Entschlackung 
von Vorschriften und 
eine neue Genehmi-
gungskultur. (S. 59) 
 

Bis 2030 Bau von 
200.000 Wohnungen 
mit genossenschaftli-
chem und privat-
wirtschaftlichem 
Wohnungsbau (S. 33). 
 

Bis 2026 Bau von 
19.000 neue Woh-
nungen in einem ge-
meinsamen Vorgehen 
von Land, Bezirken 
und breiter Öffent-
lichkeitsbeteiligung. 
(S. 13) 

„Bauwende“ umset-
zen. 
 
KfW-40 soll Standard 
beim Neubau und 
KfW-55 Standard im 
Bestand werden. 
(S. 53) 

Es braucht ein gleich-
berechtigtes Mitei-
nander von landesei-
genen Wohnungs-
baugesellschaften, 
Genossenschaften 
und privaten Woh-
nungsbauunterneh-
men (S. 32) 
 

Wohnungsbau be-
schleunigen durch: 
digitale Planungspro-
zesse (siehe BIM), 
vereinfachte Geneh-
migungsverfahren, 
entbürokratisiertes 
Vergabegesetz und 
bessere personelle 
und technische Aus-
stattung der Bauver-
waltung 
 

Tempelhofer 
Feld 

Unser Vorschlag ist 
ein Tempelhofer 
Wald als neue grüne 
Lunge der Stadt, er-
gänzt um nachhaltige 
Wohnquartiere am 
Rand des Feldes. … 
Die letzte Entschei-
dung sollen die Be-
völkerung mit einer 
Volksbefragung ha-
ben. (S. 71) 

Offen für Wohnungs-
bau auf ausgewählten 
Randflächen des 
Tempelhofer Feldes. 
Dabei soll der Erhalt 
von Freiflächen zur 
Erholung und Bewe-
gung sichergestellt 
werden. (S. 34). 

Das Tempelhofer Feld 
ist als Ganzes frei zu 
halten (S. 14) 

Erhalt des Tempel-
hofer Feldes als einer 
der größten (...) Grün-
flächen Berlins (S. 18). 

Erneuter Volksent-
scheid für eine Rand-
bebauung mit „Berli-
ner Mischung“ (Haus-
halte mit unterschied-
lichen Einkommen 
und ein Miteinander 
von Wohnen und 
Gewerbe (S. 20). 
 

Randbebauung des 
Tempelhofer Feldes 
ermöglichen. 

Smart-City / 
BIM Building 
Information 
Modelling 

Wir werden einen 
echten Masterplan 
für die Smart City 
Berlin entwickeln. So 
stellen wir sicher, 
dass Berlin schnellst-
möglich an jeder Stel-
le innovativ, intelli-

Als Modellprojekt des 
Bundes die Berliner 
Smart-City-Strategie 
formulieren und um-
setzen. Leitbild: „Wir 
wollen, dass Ge-
meinwohl, Nachhal-
tigkeit und Teilhabe 

 Mit zentralem Ma-
nagement der Hard-
ware- und Softwa-
restrukturen und 
Beauftragten der 
Bezirke sowie der 
Fachbereiche … schaf-
fen wir den richtigen 

Mit Smart-City-
Technologien eine 
neue Ära der daten-
getriebenen Ver-
kehrs- und Stadtpla-
nung für Berlin ein-
läuten (S. 84). 
 

Smart-City-Strategie 
muss grundlegend 
überarbeitet werden  
 
Smart-City-Ansatz in 
allen Abteilungen des 
Senats für Stadtent-
wicklung verankern  
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gent und interaktiv 
wird. (S. 80) 

die Maßstäbe für die 
Digitalisierung der 
Stadt sind“ (S. 69) 

Mix aus solider Struk-
tur, einheitlichem 
Sicherheitsniveau und 
flexiblem Eingehen 
auf besondere Be-
dürfnisse. (S. 119) 

 
 

Wissenschafts- und 
Wirtschaftskompe-
tenz zum Zukunfts-
thema BIM in Innova-
tionszentrum bündeln  
 

CityLAB / 
InfraLAB / 
TXL Urban 
Tech Republic 

Urban Tech Republic 
zur digitalen Mo-
dellstadt entwickeln.  
 
Digitale Wirtschafts-
sonderzone können 
eine moderne effizi-
ente Verwaltung er-
probt werden. (S. 72) 

Mittelfristig Präsenz 
des CityLab in den 
Bezirken erhöhen – 
unter Einbeziehung 
der lokalen Wirtschaft 
(S. 66).  
 
Verknüpfung der 
Siemensstadt 2.0. mit 
dem Innovationspark 
„TXL – Urban Tech 
Republic“ (S. 60) 
 

CityLab muss deutlich 
besser unterstützt 
und finanziell ausge-
stattet werden 
(S. 106) 
 
Das CityLab als Ort für 
einen Showroom des 
IT-Dienstleistungs-
zentrum Berlin (ITDZ) 
entwickeln (S. 106) 

Bekenntnis zum City-
Lab und InfraLab 
(S. 119) 

In Abstimmung mit 
allen Akteuren […] 
wollen wir die aktuel-
len Pläne für die 
Nachnutzung des 
Flughafengeländes in 
Tegel technologieof-
fen und nachhaltig, 
aber auch wirt-
schaftsfreundlich 
weiterentwickeln. 
(S. 25) 

Aktivitäten von City-
LAB, InfraLAB und TXL 
UTR in Smart City 
Strategie bündeln 
 
TXL Urban Tech Re-
public (inkl. Schuma-
cher Quartier) als 
Smart City Showroom 
entwickeln 
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MOBILITÄTS- UND VERKEHRSPOLITIK 
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Ausbau des 
ÖPNV 

Erweiterungen U1, 
U5, U6 U0 und U10 
planerisch vorberei-
ten. (S. 23) 
 
Berlin-Takt: alle 10 
Minuten ein Ver-
kehrsmittel. 
 
Magnetschwebe-
bahntechnik als kos-
tengünstige Alternati-
ve zum U- und S-
Bahnbau z.B. Er-
schließung des BER. 
(S. 25) 
 
365-Euro-Ticket auf 
freiwilliger Basis. 
(S. 20) 

Wir beginnen umge-
hend mit den Planun-
gen von fünf Linien-
verlängerungen bei 
der U-Bahn: U2, U3, 
U8, U7 (BER) und U7 
(Heerstraße) (S. 41). 
 
Ausbau der S-Bahn 
(i2030-Projekte); 
mehr Züge und dich-
tere Taktung; mehr 
Park&Ride Angebote 
(S. 38) 
 
Wir wollen den Stra-
ßenbahnausbau […] 
beschleunigen (S. 41) 
 

Mittelfristig Planung 
von neuen U-Bahn-
Linien, wo eine Erwei-
terung des U-Bahn-
Netzes erforderlich 
ist. (S. 56) 
 
Zur Lösung der Ver-
kehrsprobleme in den 
nächsten Jahren alle 
Kraft auf den Stra-
ßenbahnausbau aus-
richten. (S.56) 

Tram-Ausbau vor U-
Bahn-Ausbau; geziel-
ter Ausbau des S-
Bahn-Netzes (i2030-
Projekte) 
(S. 29)  
 
Instrumente wie City-
Maut, Parkgebühren, 
Nahverkehrs- und 
Touristenabgabe oder 
monatliche Abgabe 
aller Berliner für Ver-
kehrsfinanzierung 
untersuchen (S. 31) 

ÖPNV muss attrakti-
ver werden: durch-
gängiger Nachtver-
kehr, eine Takterhö-
hung hochfrequen-
tierter Verbindungen, 
eine bessere Erschlie-
ßung der Außenberei-
che durch flexible 
Rufbussysteme, Be-
zahlung über zeitge-
mäße digitale Bezahl-
systeme und die Mög-
lichkeit zur Echtzeit-
verfolgung von Bus-
sen und Bahnen und 
der Auslastung ein-
zelner Wagen und 
Fahrzeuge. 
(S. 40). 
 

ÖPNV über alle Ver-
kehrsmittel ausbauen 
– dabei aber auch die 
Wirtschaftlichkeit 
betrachten (siehe 
Kauf von Elektrobus-
sen der ersten Gene-
ration)  
 
Gleichzeitiger Ausbau 
von Tram- und U-
Bahn. Der einseitige 
Fokus auf den Tram-
Ausbau würde den 
Ausbau von U-Bahn 
und S-Bahnstrecken 
massiv verzögern 
 

Motorisierter 
Individual- 
verkehr 

Im fairen Miteinander 
aller Mobilitätsfor-
men hat auch das 
Auto seinen berech-
tigten Platz. (S. 20) 
 
Bis 2030 sollen 75 
Prozent der Fahrzeu-
ge in Berlin emissions-
frei sein. (S. 32) 
 

Ziel ist eine sozial 
verträgliche, nachhal-
tige Mobilitätswende, 
die dazu beiträgt, 
Verkehr zu vermei-
den, verlagern und zu 
verbessern sowie den 
Anteil des Umwelt-
verbundes zu erhö-
hen (…) (S. 37) 

Verbot von Neuzulas-
sungen von Kfz. mit 
Verbrennungsmotor 
ab 2030 und Tempo 
30 als innerörtliche 
Regelgeschwindigkeit 
(S.55) 

Einfahrverbot für 
Verbrenner bis 2030 
in der Innenstadt und 
ganz Berlin bis 2035;  
emissionsfreier Auto-
verkehr (S. 34) 

Keine Tempo-30-
Zonen auf Hauptstra-
ßen (S. 41) 
 
Mehr Tiefgaragen 
und Parkhäuser, 
intelligente Parkleit-
systeme verringern 
Parksuchverkehr 

E-Mobilität bedingt 
den Ausbau der Lade-
infrastruktur 
 
Emissionen durch 
intelligente Verkehrs-
steuerung senken 
 
Verkehrsdatenplatt-
form einrichten 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
City-Maut Keine City-Maut! Eine 

solche Zwangsabgabe 
würde Mobilität wei-
ter verteuern. (S. 29) 
 
Eine Maut wäre unso-
zial, denn sie trifft 
Menschen mit wenig 
Geld besonders hart 
treffen. (S. 29) 

Eine City-Maut lehnen 
wir ab (S. 37) 

Die City-Maut lehnen 
wir entschieden ab. 
(S. 58) 

City-Maut bis 2030 in 
der Innenstadt  

Keine City-Maut 
(S. 42) 

Eine City-Maut würde 
die Betriebskosten 
von Unternehmen 
erhöhen und die 
Fahrtkosten von 
Pendlern verteuern.  
Weiträumige Aus-
weichverkehre wären 
zu erwarten. 

Wirtschafts-
verkehr 
 

Wirtschaftsverkehr 
bei der Infrastruktur-
planung angemessen 
berücksichtigen. Für 
den Lieferverkehr 
sollen verstärkt Lie-
ferzonen ausgewiesen 
werden. Lieferverkeh-
re smart vernetzen 
und neue Konzepte 
wie Micro Hubs um-
setzen. (S. 37) 

Den Wirtschaftsver-
kehr werden wir mit 
intelligenten Lösungs-
ansätzen wie dem 
emissionsarmen 
Transport von Waren 
über Verteilerpunkte 
oder der Förderung 
von emissionsfreien 
Kleintransportern 
klimafreundlich wei-
terentwickeln (S. 24) 

Im Güternahverkehr, 
schlagen wir vor, 
elektrisch betriebene 
Kleintransporter, 
Elektroautos und 
Lastenfahrräder ein-
zusetzen. 
 
Wir wollen, dass 
mehr anbieterneutra-
le Mikrodepots und 
Paketboxen installiert 
werden. 
 
Wir schlagen vor, in 
jeder Straße Liefer- 
und Wirtschaftspark-
zonen einzurichten. 

Den Lieferverkehr auf 
der letzten Meile 
wollen wir so weit wie 
möglich vom LKW auf 
stadtverträgliche Al-
ternativen wie Las-
tenräder und Elektro-
lieferfahrzeuge verla-
gern. 
 

Wir wollen Angebote 
zur intelligenten Op-
timierung des Wirt-
schaftsverkehrs schaf-
fen, die beitragen, die 
Transportleistung 
wirtschaftlicher und 
umweltfreundlicher 
zu machen. 
 
Es sollen Rahmenbe-
dingungen definiert 
werden, um den Auf-
bau von Paketstatio-
nen, Micro-Hubs und 
vernetzten Logistiklö-
sungen im innerstäd-
tischen Wirtschafts-
verkehr durch private 
Unternehmen … zu 
ermöglichen. 

Wirtschaftsverkehr ist 
mehr als Paket-
transport „auf der 
letzten Meile“. Er 
sichert die gesamte 
Funktionsfähigkeit 
der Stadt und muss 
Priorität im Mobilität-
system haben.  
 
Eine Verlagerung des 
Warenverkehrs auf 
Lastenfahrräder ist 
weder technisch noch 
organisatorisch und 
personell realisierbar.  
 
Sinnvoll ist die Förde-
rung der Anschaffung 
von Fahrzeugen mit 
alternativen Antrie-
ben und/oder Kraft-
stoffen. 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Straßenausbau 
A100 / TVO 

Investitionsoffensive 
beim Straßenbau. 
(S. 28) Auflegen eines 
Sonderprogramms 
„Brücken“ (S. 29) 
 
Wir stehen zum Wei-
terbau der A100 über 
den derzeit im Aus-
bau befindlichen 16. 
Bauabschnitt hinaus. 
(S. 30) 
Die Endlosgeschichte 
der Planung der TVO 
wollen wir zu einem 
erfolgreichen Ab-
schluss bringen. 
(S. 30) 

Brücken, Tunnel und 
Straßen instandhal-
ten, TVO Planungen 
voranbringen (S. 42). 
 
Weiterführung der 
A100 mit einem 17. 
Bauabschnitt soll im 
Rahmen einer ergeb-
nisoffenen gesamt-
städtischen Bürgerbe-
teiligung diskutiert 
und entscheiden 
werden (S. 42) 

Kein Weiterbau der 
A100 (S. 60) 
 
Unterstützung des 
Baus der TVO (S. 60) 

Straßensanierungen 
fortführen  
 
Keine Verlängerung 
der A100. Die in Ber-
lin liegenden Stra-
ßenprojekte des Bun-
desverkehrswege-
plans sollen gestri-
chen werden (S. 34) 
 
 

Die zügige Fertigstel-
lung der A100, ein-
schließlich ihres 17. 
Bauabschnitts, und 
der Tangentialverbin-
dung Ost (TVO) 
sowie neuer Straßen-
verbindungen, vor 
allem im Nordosten 
und Süden der Stadt, 
haben für uns daher 
weiterhin Priorität. 
(S. 41) 

Sonderprogramm 
„Brückensanierung“ 
auflegen  
 
Straßensanierung mit 
der Installation von 
Verkehrssensorik 
verbinden 
 
A100 Verlängerung ist 
ein Bundesprojekt mit 
zwei Bauabschnitten. 
Nur das komplette 
Projekt wird die volle 
Entlastungswirkung 
bringen. 
 
Die Umsetzung der 
TVO muss beschleu-
nigt werden. 

 
Radverkehr Qualitätsverbesse-

rung von Radwegen 
und Fahrradstraßen.  
Beendigung der bauli-
chen Vernachlässi-
gung von Radwegen. 
 
Die Schaffung durch-
gehender Fahrrad-
schnellwege ent-
schlossen vorantrei-
ben. (S. 26) 
 

Radwege und Rad-
schnellwegenetz 
schneller als bisher 
ausbauen (S. 39). 
 
In Parks können Rad-
schnellwege nur ge-
baut werden, wenn 
eine bauliche Tren-
nung möglich ist 
(S. 40) 

Umsetzung des Mobi-
litätsgesetzes be-
schleunigen, um Fuß-, 
Rad- und öffentli-
chem Personennah-
verkehr Vorrang ein-
zuräumen (S. 55) 

Mehr Tempo beim 
Radwegebau und 
Autostraßen zu Fahr-
radstraßen umwid-
men (S. 33) 

Zusammenhängendes 
Wegekonzept für das 
Fahrrad mit neuen 
Fahrradschnellwegen 
(S. 40) 

Sicherheit des Rad-
verkehrs erhöhen 
 
Bei der Installation 
von Radwegen Zulie-
fer- und Ladezonen 
berücksichtigen  
 
Vor Neuaufteilung 
des Straßenraums 
Verkehrsdaten analy-
sieren 
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Verkehrsinfra-
struktur mit 
Brandenburg 

Ausbau der Schie-
neninfrastruktur in 
der Hauptstadtregion 
im Rahmen des Pro-
jekts „i2030“. Dazu 
zählt unter anderem 
der Ausbau der Bahn-
strecken nach Rangs-
dorf, Velten und Nau-
en (S. 133) 
 
„Metropolexpress“: 
Brandenburg, Cott-
bus, Frankfurt/Oder 
besser mit Berlin ver-
knüpfen (S. 23) 
 
Ausweitung der 
Tarifzone B (S. 26) 
 
Ausbau von Park & 
Ride und Bike & Ride 
(S. 132) 
 

Gemeinsame Stadt-
entwicklungs- und 
Mobilitätsstrategie 
für eine gemeinsame 
Hauptstadtregion 
(S. 32) 
 
Projekt i2030 mit 
Brandenburg voran-
bringen und dabei 
Bezirke, Gemeinden 
und Landkreise einbe-
ziehen (S. 41) 
 

Wir unterstützen die 
Vorschläge des Bünd-
nisses Schiene Berlin-
Brandenburg. Auf der 
nachfragestärksten 
Linie nach Branden-
burg (Havel) und 
Frankfurt (Oder) soll 
das Angebot zum 
Viertelstundentakt, 
auf weiteren Linien 
zum Halbstundentakt 
verdichtet werden. 
(S. 56) 
 
i2030 beschleunigen 
und weiterentwi-
ckeln; gemeinsame 
Infrastrukturgesell-
schaft der Länder mit 
der Deutschen Bahn 
(S. 57) 
 
S-Bahn-Strecken nach 
Oranienburg, Bernau, 
Strausberg, Spindlers-
feld, Königs Wuster-
hausen, Teltow Stadt, 
Potsdam und Hen-
nigsdorf zweigleisig 
ausbauen (S. 57). 
 

Mit dem Programm 
„i2030“ wollen wir in 
der Metropolregion 
bis zu 180 Kilometer 
Bahnstrecke reakti-
vieren, neu oder aus-
bauen. Rund 100 Sta-
tionen und Bahnhöfe 
in der Hauptstadtre-
gion sollen neu, aus- 
oder umgebaut wer-
den. (S. 28)  
 
Ebenso setzen wir uns 
für den Ausbau der 
Bahnstrecken nach 
Dresden, Stettin und 
an die Ostsee ein. 
(S. 26) 
 
Wir wollen in Ab-
stimmung mit dem 
Land Brandenburg 
ein Konzept entwi-
ckeln, um die Anbin-
dung von Wirtschaft-
szentren an den 
Schienenverkehr und 
unsere Häfen zu ver-
bessern. (S. 36) 

Verkehrsinfrastruktur 
grundlegend moder-
nisieren und Mobilität 
neu denken. Dabei 
Wahlfreiheit der Bür-
gerinnen und Bürger 
in den Mittelpunkt 
rücken. (S. 32) 
 
Wir wollen das ver-
einbarte i2030-Pro-
gramm zum Ausbau 
der Schieneninfra-
struktur in der Met-
ropolregion zügig 
umsetzen. Dabei sol-
len Maßnahmen vor-
gezogen werden, die 
besonders schnell 
umsetzbar sind, um 
schnell sichtbare Er-
folge erzielen zu kön-
nen. (S. 39f) 
 

Bei 300.000 Pendlern 
im gemeinsamen 
Wirtschaftsraum ist 
eine abgestimmte 
Mobilitätsstrategie 
notwendig. 
 
Planungskapazitäten 
erhöhen, da die  
Umsetzung von Ver-
kehrsprojekten viel zu 
lange dauert (z.B. 14 
Jahre für Planfeststel-
lung und Bau für die 
Strecke Spandau-
Nauen) 
 
Eine Beschleunigung 
des i2030 fördert das 
Umsteigen von Pend-
lern auf den SPNV/ 
ÖPNV.  
 
Lausitz infrastruktu-
rell an Berlin anbin-
den: Entwicklungs-
schiene Berlin-BER-
Lausitz 

  



21 
 

KLIMA- UND ENERGIEPOLITIK 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Klimaneutralität Bis zum Jahr 2030 

Senkung der CO2-
Emissionen um 65 %: 
Ziel ist die Klimaneut-
ralität Berlins bis zum 
Jahr 2045. (S. 83) 

CO2 und anderen 
Treibhausgasen in 
Berlin bis 2030 um 70 
Prozent reduzieren 
und Berlin bis spätes-
tens 2045 zu einer 
klimaneutralen Stadt 
machen (S. 20) 
 

Berlin bis 2040 zur 
klimaneutralen Stadt 
machen. Einhaltung 
des 1,5-Grad-Ziels des 
Pariser Klimaabkom-
mens. (S. 47) 

Berlin so schnell wie 
möglich klimaneutral 
machen. Dafür ist es 
notwendig, auf den 
1,5-Grad-Pfad zu 
kommen. (S.4) 
 
 

Die Klimaziele für 
Berlin richten sich an 
den Zielen des Pariser 
Klimaabkommens 
aus. (S. 50) 

Berlin hat bei der 
Erreichung der Klima-
schutzziele kein Ge-
setzes-, sondern ein 
Umsetzungsproblem:  
 
Viele richtige Maß-
nahmen, z.B. im BEK, 
wurden nicht umge-
setzt.  
 
 
 
 
 

Energetische 
Gebäudesanie-
rung 

Ambitionierte Klima-
ziele auch im Gebäu-
desektor erreichen. 
(S. 59) 
 
Bei der Sanierung der 
landeseigenen Ge-
bäude konsequent 
auf nachhaltiges Bau-
en, dezentrale Ener-
gieversorgung und 
ausgeglichene 
Klimabilanz setzen. 
(S. 68) 
 
 
 

Durch eine Energie-
beratungsoffensive 
sowie zusätzliche 
Landesförderpro-
gramme soll die Sa-
nierungsrate im Ge-
bäudebestand syste-
matisch erhöht wer-
den. (S. 22) 

Die Sanierungsrate 
von Gebäuden in 
Berlin soll auf mindes-
tens 2 Prozent pro 
Jahr erhöht werden. 
(S. 48) 

Deutlicher Ausbau 
der energetischen 
Gebäudesanierung 
und deren sozial ge-
rechte Gestaltung. 
(S. 9) 

Ablehnung von Ver-
schärfungen der 
energetischen Anfor-
derungen an Gebäude 
im Neubau und Be-
stand. Vorbildfunkti-
on der öffentlichen 
Hand hat bei allen 
Maßnahmen im Ge-
bäudebereich. 
(S. 52) 

Kaum Fortschritte bei 
der energetischen 
Gebäudesanierung im 
öffentlichen und pri-
vaten Bestand. 
Förderprogramme 
wurden nicht aufge-
setzt oder sie waren 
so kompliziert, dass 
Mittel nicht abgeru-
fen wurden. 
 
 
 
 
  



22 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Kohleausstieg   Ausbau der Fern- und 

Nahwärmenetze und 
die schrittweise De-
karbonisierung der 
Stadtwärme mit 
überprüfbaren Quo-
ten bis 2050 (S. 22) 

Den Kohleausstieg 
beschleunigen und 
das Kraftwerk Moabit 
spätestens 2025 und 
das Kraftwerk Reuter-
West spätestens 2028 
abschalten bzw. um-
rüsten. (S. 48) 
 

Bis spätestens 2030 
alle Kohlekraftwerke 
in Berlin vom Netz 
nehmen. (S. 6) 

Ab 2030 muss Berlin 
kohlefrei sein. (S. 11) 

Der Ausstieg aus der 
Kohleverstromung 
muss planungssicher 
erfolgen. Zudem müs-
sen die Wege zur  
CO2-Minderung tech-
nologieoffen sein.  

CO2-Mobilitäts-
beitrag 

Unsere ambitionier-
ten Klimaziele im 
Bereich Mobilität 
erreichen wir 509 
über Angebote statt 
über Verbote, über 
Anreize statt über 
Zwang. (S. 20) 

Wesentlicher Be-
standteil des Klima-
schutzes ist die Ver-
kehrswende. … Zur 
Reduzierung der CO2-
Emissionen soll der 
ÖPNV ausgeweitet, 
mehr und bessere 
Fuß- und Radwege 
geschaffen und die 
Elektromobilität rasch 
ausgebaut werden 
(S. 25) 
 

Prüfung, ob und wie 
Null-Emissions-Zonen 
einen geeigneten 
Beitrag zur Erreichung 
der Klimaziele im 
Verkehrssektor dar-
stellen können (S. 55). 

Für die Einhaltung des 
1,5-Grad-Pfades ist 
eine Verkehrswende 
dringend nötig. … Bis 
spätestens 2030 die 
Innenstadt zu einer 
Null-Emissions-Zone 
umgestalten. (S. 6) 

Betriebshöfe von 
Land, Bezirken und 
Eigenbetrieben sollen 
ihren Beitrag zum 
klimafreundlichen 
Verkehr leisten. 
(S. 51) 

Steigende Zulassungs-
zahlen von E-Autos 
belegen die zuneh-
mende Attraktivität 
neuer klimaschonen-
der Lösungen. Inso-
fern steigt der CO2-
Mobilitätsbeitrag.  
Mit politischen Flan-
kierungsmaßnahmen 
– Ausbau Ladesäulen 
– kann der Umstieg 
beschleunigt werden. 

Solarpflicht Solardächer: Förde-
rung statt Zwang. Das 
Solargesetz soll novel-
liert werden und der 
Anteil an Solardä-
chern im öffentlichen 
und privaten Gebäu-
debereich bis zum 
Ende der Legislatur-
periode vervierfa-
chen. (S. 68) 

Solarenergie ist einer 
der zentralen Bau-
steine für die klima-
neutrale Stadt. Daher 
soll bis 2050 der in 
Berlin erzeugte Solar-
stromanteil auf 25 
Prozent steigen 
(S. 21) 

Solarpflicht für Neu-
bauten und für die 
Dachsanierung von 
Bestandsgebäuden. 
(S. 49) 

Gesetzliche Fest-
schreibung, dass der 
Einbau von Solaranla-
gen zur Strom- und 
Wärmegewinnung bei 
Neubauten und bei 
wesentlichen Dach-
umbauten verpflich-
tend wird. (S. 10) 

Ablehnung eines 
Zwangs zur Errichtung 
von Solaranlagen im 
Neubau und auf Be-
standsgebäuden 
(S. 52) 

Sinnvoller als das 
Vorschreiben der 
Solartechnologie ist 
das Festsetzen einzu-
haltender Quoten. 
Dann entscheidet der 
Eigentümer, mit 
welcher Technologie 
diese Quote erreicht 
werden kann.  
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Wasserstoff-
technologie 

Wir werden konse-
quent die Chancen für 
Berlin nutzen, die mit 
der neuen Wasser-
stoffstrategie der 
Bundesregierung 
einhergehen. Berlin 
muss führend werden 
bei Forschung und 
Entwicklung dieses 
zukunftsfähigen Ener-
gieträgers. (S. 33) 
 
Für eine nachhaltige, 
vernünftige und un-
ideologische Ver-
kehrswende setzen 
wir auch auf die Was-
serstofftechnologie. 
(S. 20)  

SPD will die Metropo-
lregion Berlin-
Brandenburg zu ei-
nem Leuchtturm in 
Sachen Wasserstoff-
technologie entwi-
ckeln (S. 22) 

In Berlin soll nur grü-
ner Wasserstoff, der 
aus erneuerbaren 
Energien produziert 
wird, zum Einsatz 
kommen. Dieser ist 
kostbar, denn er muss 
mit Ökostrom auf-
wendig hergestellt 
werden und hat hohe 
Umwandlungsverlus-
te. Er soll deshalb nur 
dort genutzt werden, 
wo es keine direkte 
elektrische Alternati-
ve gibt, z. B. als Treib-
stoff für Schiffe und 
Flugzeuge oder in der 
Industrie. (S.48)   

[…] Uns ist bewusst, 
dass nach aktuellem 
Wissensstand Was-
serstoff und dessen 
Derivate rar und teu-
er sind. (S. 11) 

Umfassende Wasser-
stoffstrategie für Ber-
lin und Brandenburg 
umsetzen. Dabei sol-
len die Erzeugungska-
pazitäten für Wasser-
stoff vor allem in 
Brandenburg deutlich 
erhöht werden und 
Investitionen in 
Transportnetze und 
Speicher für Wasser-
stoff angestoßen 
werden. Große Ver-
braucher von Wasser-
stoff, z. B. die Stahl- 
und Chemieindustrie 
in Brandenburg, müs-
sen gezielt in die Stra-
tegie einbezogen 
werden (S. 51) 
 

Gemeinsame Wasser-
stoff-Strategie Berlin-
Brandenburg entwi-
ckeln 
 
Produktion grünen 
Wasserstoffs in Bran-
denburg für Industrie 
und Verkehr erhöhen 
– dafür Mittel aus 
Bundesprogrammen 
nutzen  
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WISSENSCHAFT 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Duales Studium Mehr duale Studien-

plätze in Berlin schaf-
fen. … Einrichtung 
einer Koordinierungs-
stelle zur Förderung 
des dualen Studiums 
(Bekanntmachung, 
Beratung). Damit 
Übernahme einer 
Lotsenfunktion zur 
passenden Hochschu-
le und zu passenden 
Studiengängen. 
(S. 19) 
 

Das Angebot des dua-
len Studiums soll wei-
ter ausgebaut werden 
(S. 54) 
 

Hochschulen, Indust-
rie und IT-
Dienstleister in ein 
Innovationsnetzwerk 
zusammenführen. 
Zusammenarbeit 
durch Forschungs-
kooperationen, För-
derung von dualen 
Studien-gängen u. 
begleitete Abschluss-
arbeiten 
(S. 35) 
 

keine expliziten Aus-
sagen zum dualen 
Studium  

keine expliziten Aus-
sagen zum dualen 
Studium 

Empfehlungen der 
Landeskommission 
umsetzen:  
 
Landesagentur ein-
richten, zusätzliche 
Mittel neue duale 
Studiengänge, ein-
heitliche Qualitäts-
standards für duale 
Studiengänge  

Wissens- und 
Technologie-
transfer /  
IFAF Institut für 
angewandte 
Forschung Berlin 

Um den Transfer von 
Wissen und Techno-
logien in Wirtschaft 
und Gesellschaft lang-
fristig zu stärken, 
wollen wir unterneh-
merische Kompetenz 
in der Aus- und Wei-
terbildung von Wis-
senschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern 
verankern (S. 121) 

Den Wissens- und 
Technologietransfer, 
zum Beispiel im Insti-
tut für angewandte 
Forschung Berlin 
(IFAF) weiterentwi-
ckeln (S. 56). 

Das Institut für ange-
wandte Forschung 
(IFAF) unterstützen 
wir bei der Neuauf-
stellung durch eine 
bessere Finanzierung 
und durch dauerhafte 
Strukturen. (S. 100) 

Durch neue Koopera-
tionen und For-
schungskapazitäten 
an der Schnittstelle 
von Wissenschaft, 
Stadtgesellschaft und 
Digitalwirtschaft wer-
den wir die Digitali-
sierungsforschung mit 
sozial-ökologischen 
Themen […] verbin-
den. (S. 118) 

Förderung von Ko-
operationen der Ber-
liner Hochschulen mit 
außeruniversitären 
Forschungseinrich-
tungen und Unter-
nehmen. So tragen 
die Universitäten 
noch stärker zum 
Wachstum des For-
schungsökosystems 
bei und eröffnen ih-
ren Studierenden 
zusätzliche Chancen 
(S. 17) 
 

Hochschulen für den 
Wissens- und Techno-
logietransfer finanziell 
und personell besser 
ausstatten.  
 
Die Finanzierung des 
Instituts für ange-
wandte Forschung 
IFAF verstetigen 
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FINANZEN 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Grundsätze 
Haushaltspolitik 

Erst durch einen Kas-
sensturz gibt es eine 
verlässliche Grundla-
ge für eine mittelfris-
tige Finanzplanung, 
die die Haushaltsrisi-
ken realistisch abbil-
det, nur so kann es 
gelingen, krisensiche-
re Haushalte aufzu-
stellen (S. 43) 

Leitbild: konsolidieren 
und investieren 
(S. 69) 
 
Kein „Heraussparen“ 
aus der Krise (S. 70) 

Handlungsfähigkeit 
der Bezirke sichern: 
Dafür Finanzierungs-
system ändern (S. 70). 
 
Tilgungsverpflichtung 
maximal strecken 
(S.71) 
 

Haushaltspolitik: Be-
kenntnis zu einer 
nachhaltigen Haus-
haltspolitik und 
Schuldenabbau, 
ebenso wichtig sind 
aber Investitionen in 
die Zukunft (S. 174) 
 

Schuldenabbau: Das 
Ziel sollte sein, die 
Pro-Kopf-
Verschuldung zu-
nächst auf den Schnitt 
der anderen Bundes-
länder zu senken. 
Einnahmen durch 
Wirtschafts- u. Be-
schäftigungswachs-
tum steigern, nicht 
durch Steuererhö-
hungen (S. 44) 
 

Schulden nur zur Be-
wältigung unmittelba-
rer Krisenfolgen 

Steuerpolitik/ 
Einnahmen 

Vorübergehende Ab-
senkung des Gewer-
besteuerhebesatzes 
(auch in Verbindung 
mit dem Thema Neu-
start; S. 35) 

Grundsteuer abwei-
chend vom Bundes-
modell reformieren, 
dass der Bodenwert 
stärker als bislang 
Berücksichtigung 
findet. SPD wird nicht 
mehr die Grundsteuer 
als Betriebskosten auf 
die Mieter umlegen 
(S. 35) 

Reform der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer, 
Wiedereinführung der 
Vermögensteuer i.S.e. 
Millionärssteuer. Ge-
werbesteuer zu einer 
Gemeindewirtschaft-
steuer weiterentwi-
ckeln (S.72) 
  
Hebesatz der Gewer-
besteuer anheben 
(S.72) 
Deutliche Erhöhung 
der Grunderwerb-
steuer auf Berliner 
Ebene prüfen. (S.14) 
 

Weiterentwicklung 
der Grundsteuer zu 
einer Bodenwert-
steuer (S. 56) 
 
Umgehung der 
Grunderwerbsteuer 
durch „Share-Deals“, 
ausschließen (s. 56) 
 
Wiedereinführung 
einer Vermögensteu-
er; flexiblere Schul-
denbremse (S. 178) 
 

Gewerbesteuer-
hebesatz nicht erhö-
hen – Spielräume für 
Absenkung schaffen 
(S. 23) 
 
Grundstücke, die mit-
tel- oder unmittelbar 
in Landeseigentum 
sind und nicht für 
künftige Aufgaben 
benötigt werden, 
sollen veräußert wer-
den, um Wohnraum 
zu schaffen (S. 33) 

Keine Steuererhö-
hungen  
 
Durch Wirtschafts-
wachstum muss der 
finanzpolitische Spiel-
raum – wie vor der 
Krise – erhöht wer-
den. Dies ermöglicht 
die gleichzeitige In-
vestition und Konsoli-
dierung.  
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Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Schuldenbremse Schuldenbremse ist 

zentral für solide 
Haushaltspolitik. CDU 
strebt eine möglichst 
schnelle Rückkehr zur 
Schuldenbremse an 
(S. 44). 

Schuldenbremse soll 
bis auf Weiteres aus-
gesetzt werden (S. 
70). 

Ablehnung der Schul-
denbremse (S. 71). 

Schuldenbremse fle-
xibler gestalten (S. 
178). 

Schuldenbremse ist 
sinnvoll und lässt sich 
auch in Krisenzeiten 
ausreichend finanziel-
len Spielraum nach 
Pandemie wieder 
anwenden (S. 44). 
 

An Schuldenbremse 
festhalten - insbeson-
dere aufgrund des 
Anstiegs der Ver-
schuldungsquote als 
Folge der Corona-
Krise 
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BERLIN UND BRANDENBURG 
 

Thema CDU SPD DIE LINKE B`90/Die Grünen FDP UVB-Positionen 
Zentrale 
Themen in der 
Zusammen-
arbeit zwischen 
Berlin und 
Brandenburg 
 
(Kooperation 
in der Verkehrs-
politik siehe 
Seite 20) 

Diverse Themen in 
der Zusammenarbeit, 
in den verschiedens-
ten Politikfeldern.  
 
Metropolraumkonfe-
renz und Sonderaus-
schuss Metropolregi-
on zur vertieften Zu-
sammenarbeit mit 
Brandenburg und den 
umliegenden Kom-
munen (S. 73) 
 
Wir werden Gesprä-
che zur Fusion der 
beiden Wirtschafts-
fördergesellschaften 
[…] aufnehmen und 
bei einer Zustimmung 
des Nachbarlandes 
diese schnell umset-
zen. (S. 37) 
 
Wir wollen die Mög-
lichkeiten einer ge-
meinsamen Internati-
onalen Bauausstel-
lung (IBA) 2030 mit 
Brandenburg unbe-
dingt nutzen. (S.73) 

Wir wollen die ge-
meinsame Innovati-
ons- und Clusterstra-
tegie (innoBB 2025) 
mit Brandenburg aus-
bauen und Berlin-
Brandenburg zusam-
menhängend weiter-
entwickeln. Das 
schließt Stadtentwick-
lung und Infrastruk-
turplanung genauso 
mit ein wie Mobili-
tätskonzepte 
und Abfallwirtschaft.  
 
Zudem sollen wirt-
schaftsfördernde 
Institutionen wie Ber-
lin Partner und 
Visit Berlin mit ihren 
Brandenburger Part-
nern enger kooperie-
ren können. 
 
 
 

Diverse Themen in 
der Zusammenarbeit, 
u.a. in der Woh-
nungspolitik (S. 10), in 
der Klimapolitik und 
im Strukturwandel in 
der Lausitz (S. 46), in 
der Gewerbesteuer-
politik (S.71), in der 
Arbeitsmarkt- und 
Ausbildungspolitik 
(S.43 und 79), in der 
Forschung und Lehre 
(S. 100 und 101)  

Diverse Themen in 
der Zusammenarbeit, 
u.a. in der Ernäh-
rungswirtschaft (S. 38 
und S. 40), in der Me-
dienwirtschaft (S.161) 
sowie in der Energie-
wirtschaft (S.5 und 9)    
 
Gemeinsam mit 
Brandenburg planen 
wir eine Internationa-
le Bauausstellung 
(IBA), um die großen 
Themen der Urbani-
sierung, der städte-
baulichen Nachhaltig-
keit, der Mobilitäts- 
und Bauwende, […] 
beispielhaft und prak-
tisch umzusetzen. (S. 
22) 
 
Gemeinsam mit 
Brandenburg wollen 
wir in enger Abstim-
mung mit den Forst-
verwaltungen ein 
Holzbau-Cluster auf-
bauen. (S 24) 

Gemeinsam mit 
Brandenburg einen 
Masterplan für die 
Metropolregion mit 
dem Ziel einer abge-
stimmten Clusterpoli-
tik, integrierter Pla-
nung und Infrastruk-
turentwicklung ent-
werfen und fortent-
wickeln (S. 25) 
 
Gemeinsame Sitzun-
gen von Ausschüssen 
des Abgeordneten-
hauses und des Land-
tags – engere Zu-
sammenarbeit, die 
gemeinsame Institu-
tionen umfassen 
kann. (S. 25) 

Strategischen Ge-
samtrahmen „Haupt-
stadtregion“ konse-
quent umsetzen 
  
Wirtschaftsprojekte 
wie BER, TESLA, Lau-
sitz-Strukturwandel 
länderübergreifend 
bearbeiten;  
 
Gemeinsame Wirt-
schaftsförderstrate-
gien entwickeln:  u.a. 
gemeinsames Au-
ßenwirtschaftskon 
zept, Digitalisierungs-
strategie,  
 
Masterplan Industrie-
stadt Berlin und In-
dustrieleitlinien Bran-
denburg zusammen-
führen 

 


